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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. UWG: Haftung für Geschäftsbetrieb eines Affiliates 
Urteil vom 26.01.2023, Az: I ZR 27/22  

2. MarkenG, GMV: Unterbrechung der Duldungsfrist durch Abmahnung und 
Klage 
Urteil vom 26.01.2023, Az: I ZR 56/19  

3. BGB: Unklare Regelung in Ziff. 3.4 BBSG 19 
Urteil vom 18.01.2023, Az: IV ZR 465/21  

4. BGB: Übereignung unter Verwendung eines Gattungsbegriffs 
Urteil vom 16.12.2022, Az: V ZR 174/21  

5. BGB, ZPO: Gerichtliche Bestimmung von Marktzinssatz/Umlaufrendite bei 
Prämiensparverträgen 
Urteil vom 24.01.2023, Az: XI ZR 257/21  

6. BGB: Anspruch des Mieters auf Vertragsanpassung wegen Corona-Beschrän-
kungen 
Urteil vom 11.01.2023, Az: XII ZR 101/21  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. UWG: Haftung für Geschäftsbetrieb eines Affiliates 

Urteil vom 26.01.2023, Az: I ZR 27/22 
a) Der innere Grund für die Zurechnung der Geschäftstätigkeit des Beauftragten ge-
mäß § 8 Abs. 2 UWG liegt vor allem in einer dem Betriebsinhaber zugutekommenden 
Erweiterung des Geschäftsbetriebs und einer gewissen Beherrschung des Risikobe-
reichs durch den Betriebsinhaber (Anschluss an BGH, Urteil vom 7. Oktober 2009 - I 
ZR 109/06 , GRUR 2009, 1167 [juris Rn. 21] = WRP 2009, 1520 - Partnerprogramm, 
mwN). 
 
b) Entwickeln Affiliates eigene Produkte oder Dienstleistungen, deren Inhalt sie nach 
eigenem Ermessen gestalten und zum Verdienst von Provisionen bei verschiedenen 
Anbietern einsetzen, ist die Werbung über den Affiliate-Link ein Teil des Produkts, 
das inhaltlich von den Affiliates in eigener Verantwortung und im eigenen Interesse 
gestaltet wird. Die Links werden von ihnen nur gesetzt, um damit zu ihren Gunsten 
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Provisionen zu generieren. Ein solcher eigener Geschäftsbetrieb eines Affiliates stellt 
keine Erweiterung des Geschäftsbetriebs des Betriebsinhabers dar. 
 

  
2. MarkenG, GMV: Unterbrechung der Duldungsfrist durch Abmahnung und Klage

Urteil vom 26.01.2023, Az: I ZR 56/19 
a) Zur Abwendung der Verwirkung gemäß § 21 Abs. 1 und 2 MarkenG sowie Art. 54 
Abs. 1 und 2 , Art. 110 Abs. 1 Satz 2 , Art. 111 Abs. 2 GMV sind Handlungen des In-
habers des älteren Zeichens erforderlich, die ernsthaft und eindeutig seinen Willen 
zum Ausdruck bringen, sich der Benutzung des jüngeren Zeichens zu widersetzen und 
der behaupteten Verletzung seiner Rechte abzuhelfen (Anschluss an EuGH, Urteil 
vom 19. Mai 2022 - C-466/20 , GRUR 2022, 985 = WRP 2022, 840 [BGH 11.01.2022 
- X ZR 4/20] - HEITEC). 
 
b) Eine vorgerichtliche Abmahnung, der der Inhaber des jüngeren Zeichens nicht 
Folge leistet, ist geeignet, die Duldungsfrist gemäß § 21 Abs. 1 und 2 MarkenG sowie 
Art. 54 Abs. 1 und 2 , Art. 110 Abs. 1 Satz 2 und Art. 111 Abs. 2 GMV zu unterbre-
chen, sofern der Inhaber des älteren Zeichens nach der Abmahnung seine Rechte in-
nerhalb einer angemessenen Zeit im Wege der Klage geltend macht. 
 
c) Die Einreichung der Klage durch den Inhaber des älteren Zeichens unterbricht den 
Lauf der Duldungsfrist nach § 21 Abs. 1 und 2 MarkenG sowie Art. 54 Abs. 1 und 2 , 
Art. 110 Abs. 1 Satz 2 und Art. 111 Abs. 2 GMV nicht, wenn die Klageschrift erst 
nach Ablauf eines fünfjährigen Duldungszeitraums mit den formalen Anforderungen 
in Einklang gebracht wird, die das deutsche Zivilprozessrecht für die Zustellung an 
den Anspruchsgegner vorsieht, und die verspätete Mängelbehebung hauptsächlich 
mangelnder Sorgfalt des klagenden Rechtsinhabers zuzuschreiben ist. 
 
d) Ein von der abgemahnten Partei unterbreitetes Verhandlungsangebot kann die Frist 
für den Eintritt der Verwirkung durch Duldung nur unterbrechen, wenn der Inhaber 
des älteren Zeichens innerhalb eines Zeitraums, in dem die abgemahnte Partei den Ein-
gang einer Antwort unter regelmäßigen Umständen erwarten darf, zumindest die Be-
reitschaft zur Aufnahme von Verhandlungen anzeigt. 
 
e) Die Verwirkung nach § 21 Abs. 1 und 2 MarkenG sowie Art. 54 Abs. 1 und 2 , Art. 
110 Abs. 1 Satz 2 und Art. 111 Abs. 2 GMV erstreckt sich auf Ansprüche wegen sämt-
licher gleichartiger Benutzungsformen, die der Inhaber des jüngeren Zeichens fünf 
Jahre lang vorgenommen hat (Abgrenzung zu BGH, Urteil vom 18. Januar 2012 - I ZR 
17/11 , GRUR 2012, 928 [juris Rn. 22] = WRP 2012, 1104 - Honda-Grauimport; Ur-
teil vom 15. August 2013 - I ZR 188/11 , BGHZ 198, 159 [juris Rn. 21] - Hard Rock 
Cafe; Urteil vom 5. November 2015 - I ZR 50/14 , GRUR 2016, 705 [juris Rn. 50] = 
WRP 2016, 869 - ConText). 
 
f) Die Verwirkung nach § 21 Abs. 1 und 2 MarkenG sowie Art. 54 Abs. 1 und 2 , Art. 
110 Abs. 1 Satz 2 und Art. 111 Abs. 2 GMV schließt auch auf die Zeichenverletzung 
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gestützte Folge- und Nebenansprüche ein (Anschluss an EuGH, GRUR 2022, 985 
[BGH 11.01.2022 - X ZR 4/20] - HEITEC). 
 

  
3. BGB: Unklare Regelung in Ziff. 3.4 BBSG 19 

Urteil vom 18.01.2023, Az: IV ZR 465/21 
a) Die Regelung in der Klausel Ziff. 3.4 BBSG 19 ("Bedingungen für die Betriebs-
schließungs-Pauschalversicherung Gewerbe"), wonach meldepflichtige Krankheiten 
und Krankheitserreger im Sinne dieser Bedingungen die im Infektionsschutzgesetz in 
den §§ 6 und 7 namentlich genannten Krankheiten und Krankheitserreger sind, ist un-
klar im Sin ne von § 305c Abs. 2 BGB . Sie kann den durchschnittlichen Versiche-
rungsnehmer jedenfalls auch zu dem Verständnis führen, dass der Zeitpunkt des Ein-
tritts des Versicherungsfalls maßgeblich ist. 
 
b) Nach den Regelungen in Ziff. 3.1, 3.4 BBSG 19 setzt der Eintritt des Versiche-
rungsfalls die namentliche Nennung der Krankheit oder des Krankheitserregers in den 
§§ 6 und 7 IfSG im Zeitpunkt der Betriebsschließung voraus. Eine Erweiterung der 
Meldepflicht für in diesen Regelungen nicht namentlich genannte Krankheiten und 
Krankheitserreger durch eine auf der Grundlage von § 15 Abs. 1 IfSG erlassene 
Rechtsverordnung genügt nicht. 
 

  
4. BGB: Übereignung unter Verwendung eines Gattungsbegriffs 

Urteil vom 16.12.2022, Az: V ZR 174/21 
a) Soll eine Gesamtheit von Gegenständen, die nicht räumlich zusammengefasst sind, 
unter Verwendung eines Gattungsbegriffs übereignet werden, ist der sachenrechtliche 
Bestimmtheitsgrundsatz nur dann gewahrt, wenn sich die Vertragsparteien bewusst 
und erkennbar über Merkmale einigen, aufgrund deren die übereigneten Gegenstände 
der Gattung individualisierbar sind (Abgrenzung zu BGH, Urteil vom 4. Oktober 1993 
- II ZR 156/92 , NJW 1994, 133). 
 
b) Eine Einigung, nach der nur diejenigen Gegenstände einer bestimmten Gattung 
übereignet werden sollen, die der Veräußerer nicht näher bezeichneten Dritten überlas-
sen hat, genügt für sich genommen den Anforderungen an den sachenrechtlichen Be-
stimmtheitsgrundsatz nicht (hier: Flüssiggastanks, die nicht näher bezeichneten Kun-
den überlassen worden sind). 
 

  
5. BGB, ZPO: Gerichtliche Bestimmung von Marktzinssatz/Umlaufrendite bei Prä-

miensparverträgen 
Urteil vom 24.01.2023, Az: XI ZR 257/21 
a) Bei Prämiensparverträgen, bei denen die Prämien auf die Sparbeiträge stufenweise 
bis zum 15. Sparjahr steigen, sind im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung ( §§ 
133 , 157 BGB ) für die vorzunehmenden Zinsanpassungen ein langfristiger Referenz-
zinssatz und die Verhältnismethode maßgebend. Der als Referenz heranzuziehende 
Marktzinssatz oder die als Referenz heranzuziehende Umlaufrendite ist vom Oberlan-
desgericht mit sachverständiger Hilfe zu bestimmen und hat widerzuspiegeln, dass es 
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sich bei den Prämiensparverträgen um eine risikolose Anlageform handelt (Bestäti-
gung der Senatsurteile vom 13. April 2010 - XI ZR 197/09 , BGHZ 185, 166 Rn. 22 f., 
26 f., vom 21. Dezember 2010 - XI ZR 52/08 ,WM 2011, 306Rn. 22, 25 und vom 6. 
Oktober 2021 - XI ZR 234/20 , BGHZ 231, 215 Rn. 85, 95 ff. ). 
 
b) Zur Verfahrensbeschleunigung kann gemäß § 411a ZPO die schriftliche Begutach-
tung durch die Verwertung eines gerichtlich eingeholten Sachverständigengutachtens 
aus einem anderen Verfahren ersetzt werden. 
 

  
6. BGB: Anspruch des Mieters auf Vertragsanpassung wegen Corona-Beschränkun-

gen 
Urteil vom 11.01.2023, Az: XII ZR 101/21 
a) Kann eine Hochzeitsfeier aufgrund der zu diesem Zeitpunkt zur Bekämpfung der 
COVID-19-Pandemie geltenden Maßnahmen nicht wie geplant durchgeführt werden, 
wird dem Vermieter der hierfür gemieteten Räumlichkeiten die von ihm geschuldete 
Leistung nicht unmöglich (im Anschluss an Senatsurteil vom 2. März 2022 - XII ZR 
36/21 - NJW 2022, 1382). 
 
b) Der Umstand, dass die Durchführung einer Hochzeitsfeier mit der geplanten Bewir-
tung von bis zu 120 Personen aufgrund verschiedener Regelungen in der zu diesem 
Zeitpunkt geltenden Corona-Schutzverordnung nicht zulässig war, führt nicht zu ei-
nem Mangel des Mietgegenstands im Sinne von § 536 Abs. 1 Satz 1 BGB . 
 
c) Für einen Mieter, der Räume zur Durchführung einer Veranstaltung gemietet hat, 
kommt grundsätzlich ein Anspruch auf Vertragsanpassung wegen Störung der Ge-
schäftsgrundlage gemäß § 313 Abs. 1 BGB in Betracht, wenn die Veranstaltung auf-
grund von hoheitlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie nicht 
in der geplanten Form stattfinden kann (im Anschluss an Senatsurteil vom 2. März 
2022 - XII ZR 36/21 - NJW 2022, 1382). 
 
d) Nur wenn eine Anpassung des Vertrags nicht möglich oder einem Teil nicht zumut-
bar ist, kann nach § 313 Abs. 3 BGB der benachteiligte Teil vom Vertrag zurücktreten 
oder bei Dauerschuldverhältnissen den Vertrag kündigen. Dafür genügt es nicht, dass 
ein weiteres Festhalten am Vereinbarten nur für eine Partei unzumutbar erscheint; viel-
mehr muss das Abgehen vom Vereinbarten der anderen Partei auch zumutbar sein. 
 
  

 

 


